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I.  
Bestellung einer Standesbeamtin 
 
Die Stadtinspektorin Melissa Amalena Borutta ist gem. § 2 des Personenstandsgesetztes in der zurzeit 
gültigen Fassung auf jederzeitigen Widerruf zur Standesbeamtin für das Standesamt Marl bestellt worden. 
 
Marl, 18.09.2024 
 
gez.  
Roggenbuck 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
II. 
Bekanntmachung des Jahresabschlusses der Stadt Marl zum 31.12.2023 
 
Der Rat der Stadt Marl hat in seiner Ratssitzung am 19.09.2024 folgende Beschlüsse gefasst: 
 
1. Gemäß § 96 Abs. 1 GO NRW stellt der Rat den vom Rechnungsprüfungs-ausschuss gemäß § 59 Abs. 

3 GO NRW geprüften Jahresabschluss 2023 mit einer Bilanzsumme von 756.103.998,85 EUR und 
einem Jahresüberschuss in Höhe von 356.085,56 EUR fest. 
 

2. Der festgestellte Jahresüberschuss wird in voller Höhe der Ausgleichsrücklage (gem. § 75 Abs. 3 GO 
NRW) zugeführt. 
 

3. Dem Bürgermeister wird die Entlastung für das Haushaltsjahr 2023 gem. § 96 Abs. 1 GO NRW erteilt. 

Der als Anlagen I bis III beigefügte Jahresabschluss 2023 der Stadt Marl wird hiermit gemäß § 96 Abs. 2 GO 
NRW öffentlich bekannt gemacht. 
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III. 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 270 „Glück-auf-Schule und Kita“ der Stadt Marl für den 
Bereich östlich der Brassertstraße 

 
Übersichtsplan zum Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 270 

 
Der Rat der Stadt Marl hat in seiner Sitzung am 19.09.2024 den folgenden Beschluss gefasst: 
 
I. Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 270 „Glück-auf-Schule und Kita“ für den Bereich östlich der 

Brassertstraße in Marl-Brassert wird gemäß § 2 Abs. 1 BauGB in der derzeit geltenden Fassung 
beschlossen. Ziel ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Erweiterung der 
Glück-auf-Schule die Errichtung einer neuen Kita, einer Turnhalle und eines Schulgartens. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 270 „Glück-auf-Schule und Kita“ ist ca. 1,3 ha groß 
und erfasst die Flurstücke 57, 66, 67 sowie Teilbereiche der Flurstücke 105 und 210 der Flur 75. 
 
Das Plangebiet wird begrenzt: 
- im Westen durch die Brassertstraße und durch ein Tankstellengrundstück, 
- im Norden durch Wohnbebauung an der Brassertstraße und durch die Halde Brassert, 
- im Osten durch die Halde Brassert und durch den Freizeitpark Brassert und 
- im Süden durch den Freizeitpark Brassert und durch ein Tankstellengrundstück. 



 315
 
Die Grenzen des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes Nr. 270 „Glück-auf-Schule und 
Kita“ sind in den beigefügten Übersichtsplänen dargestellt. 

 
II. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wird als Aushang im Amt für 

Stadtplanung und integrierte Quartiersentwicklung für die Dauer von 14 Tagen durchgeführt. 
 
Hiermit mache ich gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 Baugesetzbuch (Aufstellung der Bauleitpläne) den vorstehenden 
Beschluss des Rates der Stadt Marl öffentlich bekannt. Die im beigefügten Übersichtsplan dargestellte 
Abgrenzung des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist Teil dieser Bekanntmachung. 
 
Hinweise: 
 
§ 7 Abs. 6 Gemeindeordnung NRW 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, 
sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf von sechs 
Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
§ 54 Abs. 4 Gemeindeordnung NRW 
Die Verletzung eines Mitwirkungsverbots nach § 43 Abs. 2 in Verbindung mit § 31 kann gegen 
den Beschluss des Rates oder eines Ausschusses, dem eine Angelegenheit zur Entscheidung 
übertragen ist, nach Ablauf von sechs Monaten seit der Beschlussfassung oder, wenn eine 
öffentliche Bekanntmachung erforderlich ist, sechs Monate nach dieser nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, dass der Bürgermeister den Beschluss vorher beanstandet hat 
oder die Verletzung des Mitwirkungsverbots vorher gegenüber der Gemeinde gerügt und dabei 
die Tatsache bezeichnet worden ist, die die Verletzung ergibt. 

 
§ 215 Abs. 1 Baugesetzbuch 
Unbeachtlich werden 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften und 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über 

das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, wenn sie nicht 

innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 
214 Abs. 2a beachtlich sind. 

 
Marl, den 27.09.2024 
 
 
gez. 
Werner Arndt 
Bürgermeister 
 


